Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/612 


Bundesrepublik Deutschland 
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IA/5 - 37915 - 2817/66 


Bonn, den 11. Mai 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Einrichtung einer ^rUnabhängigen Forschungsstelle für 
Fragen der Strategie, der Abrüstung und der Rüstungs- 
kontrolle sowie verwandter Gebiete" 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 21. Januar 1965 
~ Drucksache IV/2936 Nr. 2 - 


Der 4. Deutsche Bundestag hatte die Bundesregierung durdi 
Entschließung vom 21. Januar 1965 (Punkt 2) ersucht, 

„einen Vorschlag für die Schaffung einer unabhängigen 
Forschungsstelle für Fragen der Strategie, der Abrüstung 
und der Rüstungskontrolle sowie verwandter Gebiete zu 
erarbeiten und diesen Vorschlag dem Bundestag vorzu- 
legen." 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die bereits bestehende Stif- 
tung „Wissenschaft und Politik" als die gewünschte unab- 
hängige Forschungsstelle zu betrachten. Sie hat an der Grün- 
dung der Stiftung im Zusammenwirken mit dem Haushalts- 
ausschuß bereits 1963/64 in Vorausschau der vom Bundestag 
festgestellten Aufgaben mitgewirkt. Einer neuen Gründung 
oder einer Satzungsänderung bedarf es nicht. Gegenüber der 
Gründung einer neuen Einrichtung hätte dieses Vorgehen 
auch den Vorteil größerer Sparsamkeit. Außerdem würde ver- 
mieden, daß sich die Forschungsarbeiten überschneiden und 
Arbeitsergebnisse der Stiftung für den vorliegenden Zweck 
nicht voll ausgenutzt werden. Der Beauftragte der Bundes- 
regierung für Fragen der Abrüstung und Rüstungskontrolle 
wird sich des Instituts der Stiftung „Wissenschaft und Politik" 
nur im Rahmen seiner Zuständigkeit bedienen. 

Die Stiftung „Wissenschaft und Politik" ist unabhängig. Gleich- 
wohl wird sie amtliche Verschlußsachen für ihre Arbeiten be- 
nutzen können. 
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Die Bundesregierung wird im Rahmen der jeweiligen Haiis- 
haltsmöglichkeiten bemüht sein, das stiftungseigene Institut 
entsprechend seinem Zweck mit Bundesmitteln auszustatten. 

Die Bundesregierung wird sich außerdem die wissenschaft- 
lichen Arbeiten der deutschen Hochschulen sowie u. a. die 
Arbeiten des Forschungsinstituts und der Studiengruppe für 
Rüstungskontrolle, Rüstungsbescliränkung und internationale 
Sicherheit der Deutschen Gesellschaft für auswärtige Politik 
auf den im Bundestagsbeschluß genannten Gebieten zunutze 
machen. Sie wird um eine enge Zusammenarbeit der Stiftung 
„Wissenschaft und Politik" mit diesen ForscJiungsstellen be- 
müht sein. 


Ludwig Erhard 
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